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Wettbewerbsfähigkeit der Landkreise als Arbeitgeber und Dienstherrn stärken 

Die Funktionsfähigkeit unseres Staates steht und fällt mit der Attraktivität, Leistungs- und 

Wettbewerbsfähigkeit des öffentlichen Diensts. Dieser ist Gelingensbedingung für unsere 

demokratische Staatsform und Voraussetzung für den Erhalt des gesellschaftlichen Vertrauens in die 

staatlichen Institutionen. Es gibt allerdings eine immer stärker werdende Konkurrenz im Rennen um 

die besten und leistungsfähigsten Köpfe - nicht nur mit der freien Wirtschaft, sondern auch der 

staatlichen Ebenen untereinander. Dies ist vor allem, aber nicht ausschließlich für die Landkreise in 

Grenzlage zu anderen Bundesländern, teilweise mit Sitz von Bundesbehörden, problematisch, die für 

gleiche Tätigkeiten flexibler und besser bezahlen bzw. besolden. Im Personalbereich sind die 

Landkreise in einem zu engen rechtlichen Korsett gefangen, das – vor allem in seiner Auslegung durch 

die ADD – eine Wettbewerbsfähigkeit der Landkreise als Arbeitgeber und Dienstherrn nicht 

ermöglicht, sondern verhindert. In der Personalbewirtschaftungspraxis der Landkreise wird es immer 

schwieriger, freiwerdende Stellen adäquat neu zu besetzen sowie - und dies ist für unsere Landkreise 

besonders misslich - erprobte Leistungsträger durch eine konkurrenzfähige und 

verantwortungsadäquate Vergütung dauerhaft halten zu können. Bei der Attraktivität, Leistungs- und 

Wettbewerbsfähigkeit des öffentlichen Diensts geht es also nicht nur um die Frage der 

Personalgewinnung, sondern auch um Fragen der Personalentwicklung und -bindung des 

Kommunalpersonals.   

Die neue Landesregierung muss in der kommenden Legislaturperiode die Rahmenbedingungen dafür 

schaffen, dass die Wettbewerbsfähigkeit der Landkreise als Arbeitgeber und Dienstherr in diesen 

zentralen Fragen gestärkt wird. Gleich vorweg: Hierfür ist auch eine veränderte Verwaltungspraxis 

des Landes Rheinland-Pfalz sowie seiner Aufsichtsbehörden erforderlich.  

Wir schlagen folgenden Maßnahmenkatalog vor:  

1. Für zahlreiche Berufsfelder in den Kreisverwaltungen ist die tarifkonforme Eingruppierung nicht mehr 

zeitgemäß und nicht mehr konkurrenzfähig. Dies macht sich vor allem bei der Anwerbung von 

Fachkräften aus Fachrichtungen wie etwa der Architektur oder den Ingenieursfächern bemerkbar, aber 

auch in Tätigkeitsfeldern wie den Ausländerbehörden oder im Jugendamt. Vergütung und Besoldung 

entsprechen nicht der Expertise und der Verantwortung des Personals der Kreisverwaltungen. 

Insbesondere ist eine zunehmende Schieflage im Vergleich zum kreisangehörigen Raum, aber teils 

auch zwischen den Kreisen sowie im Vergleich zu höheren staatlichen Ebenen entstanden. Für die 

Landkreise schlichtweg nicht zu akzeptieren ist das Nichteinhalten des Abstandsgebots zum 

kreisangehörigen Raum, gegenüber dem die Landkreise eine Aufsichtsfunktion haben. Der Besoldungs- 

bzw. Gehaltsabstand zwischen vornehmlich sachbearbeitenden Tätigkeiten und solchen mit 

erweitertem Aufgaben- und Verantwortungsfeld, wie er regelmäßig auf Landkreisebene gegeben ist, 

muss vergrößert werden. Es fehlt zudem an der Zielvorstellung unserer Nachbarbundesländer, wonach 

die Vergütung und Besoldung des Kommunalpersonals derjenigen von vergleichbaren 

Staatsangestellten und -beamten entspricht, vgl. etwa § 51 S. 2 Landkreisordnung (LKO) Hessen. Eine 

vergleichbare Rechtsvorschrift muss in das rheinland-pfälzische Landesrecht aufgenommen werden. 

Bisher wird eine vergleichbare Eingruppierung durch eine ausufernde Auslegung des § 54 Abs. 3 LKO 
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verhindert, der dahingehend verändert werden muss, dass eine zeitgemäßere und konkurrenzfähigere 

Eingruppierung ermöglicht wird. Zu diesem Zwecke müssen auch die zu niedrigen Einstiegsämter 

angepasst, die Laufzeiten der Erfahrungsstufen verkürzt und deren Anzahl verringert werden. Der 

Landkreistag wird insoweit für die anstehende neue Legislaturperiode eigene Vorschläge erarbeiten, 

um deren Beachtung wir bereits jetzt bitten. 

2. Kommunalfreundliches Verhalten bei der Genehmigung von Stellenplänen sowie generell ein 

höheres Vertrauen der staatlichen Ebenen untereinander, insbesondere der ADD gegenüber den 

Landkreisen, in Fragen der Personalbesetzung, -eingruppierung und -qualifizierung, um im 

gemeinsamen Interesse ressourcen- und zeitintensive Prüfungsschleifen künftig zu vermeiden. So 

sollten insbesondere die anachronistischen beamtenrechtlichen Stellenobergrenzen entfallen. Des 

Weiteren muss landesseitig überprüft werden, ob der konkret vorgegebene Umfang der von 

kommunaler Seite vorzulegenden Unterlagen für die jeweilige Prüfung tatsächlich erforderlich ist; als 

konkretes Beispiel sei etwa die Einreichung eines Qualifizierungsplans zur 

Fortbildungsqualifizierungsteilnahme nach § 21 Abs. 3 Nr. 2 LBG in Papierform in sechsfacher 

Ausfertigung genannt. 

3. Vor allem für die Ressorts, in denen die staatlichen Ebenen übergreifende Nachwuchs- und 

Personalprobleme bestehen (beispielsweise Brand- und Katastrophenschutz), sollte das Land eine 

gemeinsame Imagekampagne aufziehen und hierfür jeweils ressortspezifisch die Federführung 

übernehmen (beispielsweise durch das Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz). Dies umfasst 

auch die Vertretung bei Ausbildungs- und Jobmessen sowie die Produktion von zielgruppenorientierten 

Imagevideos, um für Stellen, Ausbildung- und Studienplätze auf und für alle staatlichen Ebenen zu 

werben. 

4. Kommunalfreundliche Erhöhung und Intensivierung der landeseigenen Ausbildungskapazitäten 

entsprechend des eigenen Bedarfs, damit zukünftig weniger durch die Kommunen ausgebildete 

Absolventinnen und Absolventen der Hochschule für öffentliche Verwaltung durch die Landesverwaltung 

abgeworben werden, nachdem sie durch die Kommunen gewonnen, ausgebildet und bezahlt worden 

sind. Durch eine quantitative Anhebung der Zulassungszahlen soll sich allerdings qualitativ an der für 

die Kommunalverwaltungen bewährten Generalistenausbildung in Mayen nichts ändern. 

5. Selbstverpflichtung des Landes, Kommunalpersonal nicht gezielt abzuwerben. Sollte es zu 

Abwerbungen kommen, hat sich das Land rückwirkend an der Ausbildung kostenmäßig zu beteiligen. 

6. Landesrechtliche Ermöglichung der von § 43 BBesG vorgesehenen Personalgewinnungs- und 

Personalbindungsprämie auch für Kommunalpersonal sowie die Abschaffung der 

Kostendämpfungspauschale im Beihilferecht der Beamtinnen und Beamte. 

7. Zulässigkeit einer überschneidenden Stellenbesetzung für mindestens drei Monaten, um eine 

Einarbeitung von Nachfolgekräften zu gewährleisten und so den Herausforderungen des 

demographischen Wandels frühzeitig begegnen zu können. Dies entspricht auch den Grundsätzen der 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, schließlich ist der Wissens- und Kompetenzverlust ohne eine solche 

Regelung deutlich unwirtschaftlicher als eine kurzzeitig überschneidende Stellenbesetzung. 


